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IMMANUEL KANT (1724-1804) 


I. Kant, Metaphysik der Sitten, ed. E. Cassirer, Berlin bei B. Cassirer 1922, 
Band VII. 5 


Die Metaphysik der Sitten. 
Metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre, 
Zweiter Teil: Das öffentliche Recht (1797) (Auszug) 


Kant trägt seine Rechtslehre in der „Metaphysik der Sitten“ vor, weil sie als 
Teil der praktischen Philosophie, „welche nicht Natur, sondern die Freiheit 
der Willkür zum Objekt hat“, eben eine Metaphysik voraussetzt (Einl. II). 
Teil der praktischen Philosophie ist die Rechtslehre, sofern deren „Gesetzge- 
bung“ durch Unterscheidung von derjenigen der Ethik bestimmt werden muß; 
denn die Gesetzgebung, welche „eine Handlung zur Pflicht und diese Pflicht 
zugleich zur Triebfeder macht, ist ethisch. Diejenige aber, welche das letztere 
nicht im Gesetze mit einschließt, mithin auch andere Triebfeder als die Idee 
der Pflicht selbst zuläßı, ist juridisch“ (Einl. III). Demgemäß unterscheiden 
sich Rechts- und Tugendlehre nicht durch die Verschiedenheit der Pflichten, 
sondern durch die Art der Gesetzgebung. Der ethischen Gesetzgebung entspre- 
chen Tugendpflichten, die auch erfüllt werden, wo kein Zwang besorgt 
werden muß. Da jedoch niemandem zuzumuten ist, daß er sich jederzeit auf 
die Tugendhaftigkeit des anderen verläßt, bedürfen die Tugendpflichten der 
Ergänzung durch die Rechtspflichten, „zu deren Leistung man gezwungen 
werden kann“ (ebd.). Solche Rechtspflichten fallen nun entweder in das Mein 
und Dein regelnde Privatrecht oder in das öffentliche Recht. Dieses wiederum 
definiert als Staatsrecht die Rechte der Staatsbürger bezüglich des rechtlichen 
Zustandes, in dem sie als solche leben wollen; und als Völkerrecht‘ definiert es 


! Völkerrecht - englisch international law, französisch droit international oder 
droit des gens - findet Kant im Deutschen unglücklich bezeichnet, da nicht jedes 
Volk, sondern nur Staaten Subjekte des Völkerrechts sein können. Nur ist Kants 
Vorschlag, dieses Recht Staatenrecht zu nennen, gleichfalls unbefriedigend, da ja 
auch Handelskompanien völkerrechtlich gültige Verträge mit Staaten abschlie- 
ßen können. — Unterschiedlich wird auch die Funktion des Völkerrechts 
aufgefaßt. Als schlichte Abmachung zwischen zwei Staaten könnte ein interna- 
tionales Abkommen die Bedingungen definieren, bei deren Nichteinhaltung 
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die Rechte der einzelnen Staaten untereinander und als Weltbügerrecht ein 

25 Besuchs- und Verkehrsrecht, welches beim Betreten fremder Staaten gilt. 
Dieses letztere Recht trägt der Tatsache Rechnung, daß alle Völker in einer 
ursprünglichen Gemeinschaft des Bodens stehen, die jedoch keine rechtliche 
Besitzgemeinschaft darstellt. Es gebietet Besuchern, fremdes Territorium nicht 
als Beutegrund zu betrachten, und den Bewohnern, Ankömmlinge nicht von 

30 vornherem als Feinde zu betrachten. Dem Weltbürgerrecht entspricht also 
kein Weltstaat, und ein solcher ist auch nicht einmal als Idee Leitbild des 
Völkerrechts. 


Das Staatsrecht 
$ 43 


35 Der Inbegriff der Gesetze, die einer allgemeinen Bekanntmachung 
bedürfen, um einen rechtlichen Zustand hervorzubringen, ist das öffent- 
liche Recht. - Dieses ist also ein System von Gesetzen für ein Volk, d.i. 
eine Menge von Menschen, oder für eine Menge von Völkern, die, im 
wechselseitigen Einflusse gegeneinander stehend, des rechtlichen Zustan- 


beide Seiten von ihrer Friedenspflicht entbunden wären. Voraussetzung dieser 
Auffassung ist die, daß der Normalzustand, ohne daß dies eigens betont werden 
muß, der potentielle Kriegszustand mit entsprechendem Dauermißtrauen ist. 
Genau diese Annahme bestimmte die internationale Politik im Mittelalter, und 
entsprechend skeptisch betrachtete man zwischenstaatliche Abkommen, die 
nicht durch glaubhaftes Eigeninteresse an der Vertragstreue oder durch Sanktio- 
nen wie Annahme von Geiseln, Verpfändung von Städten oder Exkommunika- 
tionsdrohung abgesichert waren. - Die Bemühung um ein globales Völkerrecht, 
das die gesamte Staatengemeinschaft der Erde umfaßt, lebt erst seit dem XVII. 
Jahrhundert: die Erfahrung der Ohnmacht des deutschen Kaisers im Dreißigjäh- 
rigen Krieg, die Herausbildung souveräner Nationalstaaten und deren Interesse 
an einem gesicherten Welthandel waren die Motive. Da aber auch dies moderne 
Völkerrecht am Prinzip der Souveränität der Einzelstaaten festhielt, ließ sich 
seine Funktion, was den Krieg als gravierendsten Konfliktfall angeht, immer 
noch nicht eindeutig festlegen. Von vornherein bestand Ungewißheit darüber, 
ob es im Begriff des Völkerrechts liege, das Führen von Kriegen überhaupt zu 
ächten oder kriegerische Aktionen als Ausdruck souveräner Entscheidung einer 
bestimmten Macht gelten zu lassen und danach lediglich die Beachtung humani- 
tärer Regeln bei der Kriegsführung zu verlangen. - Die Archegeten des moder- 
nen Völkerrechts sind Hugo Grotius (1583-1645), de iure belli et pacis libri tres 
(1625); Samuel von Pufendorf (1632-1694), de iure naturae et gentium libri octo 
(1672), Christian von Wolff (1679-1754), ius gentium methodo scientifica pertrac- 
tatum (1749); Emmerich von Vattel (1714-1767), le droit des gens (1758). 

? Die mit dem Weltbürgerrecht verbundenen Rechtsgedanken hat erstmals Fran- 
cisco de Vitoria (1486-1546) ausgesprochen, als er auf seiner Souveränitätslehre 
fußend in der „Relectio de Indis“ das Recht der westindischen Stämme auf 
territoriale Unversehrtheit verteidigt und bestreitet, daß die Spanier durch ihre 
Entdeckung schon ein Besitzrecht auf die Inseln erworben hätten. Siehe zu 
diesem Sachverhalt A. Hartmann $.J., Die Grundrechte der Staaten im Wandel 
des Völkerrechts, in: Scholastik 27 (1952) Seite 504-525. 
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40 des unter einem sie vereinigenden Willen, einer Verfassung (constitutio), 
bedürften, um dessen, was Rechtens ist, teilhaftig zu werden. - Dieser 
Zustand der Einzelnen im Volke in Verhältnis untereinander heißt der 
bürgerliche (status civilis) und das Ganze derselben in Beziehung auf 
seine eigene Glieder der Staat (civitas), welcher seiner Form wegen, als 
verbunden durch das gemeinsame Interesse aller, im rechtlichen Zustan- 
de zu sein, das gemeine Wesen (res publica latius sic dicta) genannt wird, 
in Verhältnis aber auf andere Völker eine Macht (potentia) schlechthin 
heißt (daher das Wort Potentaten), was sich auch wegen (anmaßlich) 
angeerbter Vereinigung ein Stammvolk (gens) nennt und so unter dem 
so allgemeinen Begriffe des öffentlichen Rechts nicht bloß das Staats-, 
sondern auch ein Völkerrecht (ius gentium) zu denken Anlaß gibt: 
welches dann, weil der Erdboden eine nicht grenzenlose, sondern sich 
selbst schließende Fläche ist, beides zusammen zu der Idee eines Völker- 
staatsrechts (ius gentium) oder des Weltbürgerrechts (ius cosmopoliti- 
ss cum) unumgänglich hinleitet: so daß, wenn unter diesen drei möglichen 
Formen des rechtlichen Zustandes es nur einer an dem die äußere 
Freiheit durch Gesetze einschränkenden Prinzip fehlt, das Gebäude aller 
übrigen unvermeidlich untergraben werden und endlich einstürzen 
muß. 
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Die gesetzgebende Gewalt kann nur dem vereinigten Willen des 
Volkes zukommen. Denn da von ihr alles Recht ausgehen soll, so muß sie 
durch ihr Gesetz schlechterdings niemand unrecht tun können. Nun ist 
es, wenn jemand etwas gegen einen anderen verfügt, immer möglich, daß 

65 er ihm dadurch unrecht tue, nie aber in dem, was er über sich selbst 
beschließt (denn volenti non fit iniuria). Also kann nur der übereinstim- 
mende und vereinigte Wille aller, sofern ein jeder über alle und alle über 
einen jeden ebendasselbe beschließen, mithin nur der allgemein vereinig- 
te Volkswille gesetzgebend sein. 

70 Die zur Gesetzgebung vereinigten Glieder einer solchen Gesellschaft 

(societas civilis), d. i. eines Staates, heißen Staatsbürger (cives), und die 

rechtlichen, von ihrem Wesen (als solchem) unabtrennbaren Attribute 
derselben sind gesetzliche Freiheit, keinem anderen Gesetz zu gehor- 
chen, als zu welchem er seine Beistimmung gegeben hat; - bürgerliche 

Gleichheit, keinen Oberen im Volk in Ansehung seiner zu erkennen als 

nur einen solchen, den er ebenso rechtlich zu verbinden das moralische 

Vermögen hat, als dieser ihn verbinden kann; drittens das Attribut der 

bürgerlichen Selbständigkeit, seine Existenz und Erhaltung nicht der 

Willkür eines anderen im Volke, sondern seinen eigenen Rechten und 

Kräften als Glied des gemeinen Wesens verdanken zu können, folglich 

die bürgerliche Persönlichkeit, in Rechtsangelegenheiten durch keinen 
anderen vorgestellt werden zu dürfen. 
Nur die Fähigkeit der Stimmgebung macht die Qualifikation zum 

Staatsbürger aus; jene aber setzt die Selbständigkeit dessen im Volk 
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s; voraus, der nicht bloß Teil des gemeinen Wesens, sondern auch Glied 
desselben, d.i. aus eigener Willkür in Gemeinschaft mit anderen han- 
delnder Teil desselben sein will. Die letztere Qualität macht aber die 
Unterscheidung des aktiven vom passiven Staatsbürger notwendig, 
obgleich der Begriff des letzteren mit der Erklärung des Begriffs von 

% einem Staatsbürger überhaupt im Widerspruch zu stehen scheint. - 

Folgende Beispiele können dazu dienen, diese Schwierigkeit zu heben: 

Der Geselle bei einem Kaufmann oder bei einem Handwerker: der 

Dienstbote (nicht der im Dienste des Staats steht); der Unmündige 

(naturaliter vel civiliter); alles Frauenzimmer und überhaupt jedermann, 

der nicht nach eigenem Betrieb, sondern nach der Verfügung anderer 

(außer der des Staats) genötigt ist, seine Existenz (Nahrung und Schutz) 

zu erhalten, entbehrt der bürgerlichen Persönlichkeit, und seine Existenz 

ist gleichsam nur Inhärenz. [... .] 


y 
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ı0 Alle jene drei Gewalten? im Staate sind Würden und als wesentliche 
aus der Idee eines Staates überhaupt zur Gründung desselben (Konstitu- 
tion) notwendig hervorgehend, Staatswürden. Sie enthalten das Verhält- 
nis eines allgemeinen Oberhaupts (der, nach Freiheitsgesetzen betrach- 
tet, kein anderer als das vereinigte Volk selbst sein kann) zu der 
vereinzelten Menge ebendesselben als Untertans, d. i. des Gebietenden 
(imperans) gegen den Gehorsamenden (subditus). - Der Akt, wodurch 
sich das Volk selbst zu einem Staat konstituiert, eigentlich aber nur die 
Idee desselben, nach der die Rechtmäßigkeit desselben allein gedacht 
werden kann, ist der ursprüngliche Kontrakt, nach welchem alle (omnes 
et singuli) im Volk ihre äußere Freiheit aufgeben, um sie als Glieder eines 
gemeinen Wesens, d.i. des Volkes als Staat betrachtet (universi), sofort 
wieder aufzunehmen, und man kann nicht sagen: der Staat, der Mensch 
im Staate habe einen Teil seiner angebornen äußeren Freiheit einem 
Zwecke aufgeopfert, sondern er hat die wilde, gesetzlose Freiheit gänz- 
lich verlassen, um seine Freiheit überhaupt in einer gesetzlichen Abhän- 
gigkei, d.i, in einem rechtlichen Zustande, unvermindert wieder zu 
inden, weil diese Abhängigkeit aus seinem eigenen gesetzgebenden 
Willen entspringt. 
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Allgemeine Anmerkung von den rechtlichen Wirkungen 
120 aus der Natur des bürgerlichen Vereins 


Der Ursprung der obersten Gewalt ist für das Volk, das unter dersel- 
ben steht, in praktischer Absicht unerforschlich: d.i. der Untertan soll 


3 Diese drei Gewalten sind „die Herrschergewalt (Souveränität) in der des Gesetz- 
gebers, die vollziehende Gewalt in der des Regierers (zufolge dem Gesetz) und 
die rechtsprechende Gewalt (als Zuerkennung des Seinen eines jeden nach dem 
Gesetz) in der Person des Richters (potestas legislatoria, rectoria et iudiciaria)“ 


(645). 
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nicht über diesen Ursprung, als ein noch in Ansehung des ihr schuldigen 
Gehorsams zu bezweifelndes Recht (ius controversum), werktätig ver- 
nünfteln. Denn da das Volk, um rechtskräftig über die oberste Staatsge- 
walt (ummum imperium) zu urteilen, schon als unter einem allgemein 
gesetzgebenden Willen vereint angesehen werden muß, so kann und darf 
es nicht anders urteilen, als das gegenwärtige Staatsoberhaupt (summus 
imperans) es will. - Ob ursprünglich ein wirklicher Vertrag der Unter- 
werfung unter denselben (pactum subiectionis civilis) als ein Faktum 
vorhergegangen oder ob die Gewalt vorherging und das Gesetz nur 
hintennach gekommen sei oder auch in dieser Ordnung sich habe folgen 
sollen: das sind für das Volk, das nun schon unter dem bürgerlichen 
Gesetze steht, ganz zweckleere und doch den Staat mit Gefahr bedrohen- 
de Vernünfteleien; denn wollte der Untertan, der den letzteren Ursprung 
nun ergrübelt hätte, sich jener jetzt herrschenden Autorität widersetzen, 
so würde er nach den Gesetzen derselben, d. i. mit allem Recht, bestraft, 
vertilgt oder (als vogelfrei, exlex) ausgestoßen werden. - Ein Gesetz, das 
so heilig (unverletzlich) ist, daß es praktisch auch nur in Zweifel zu 
ziehen, mithin seinen Effekt einen Augenblick zu suspendieren schon ein 
Verbrechen ist, wird so vorgestellt, als ob es nicht von Menschen, aber 
doch von irgend einem höchsten, tadelfreien Gesetzgeber herkommen 
müsse, und das ist die Bedeutung des Satzes: „Alle Obrigkeit ist von 
Gott“, welcher nicht einen Geschichtsgrund der bürgerlichen Verfas- 
sung, sondern eine Idee als praktisches Vernunftprinzip aussagt: der jetzt 
bestehenden gesetzgebenden Gewalt gehorchen zu sollen, ihr Ursprung 
mag sein, welcher er wolle. 

Hieraus folgt nun der Satz: der Herrscher im Staat hat gegen den 
Untertan lauter Rechte und keine (Zwangs-JPflichten. - Ferner, wenn das 
Organ des Herrschers, der Regent, auch den Gesetzen zuwider verführe, 
z. B. mit Auflagen, Rekrutierungen und dergleichen wider das Gesetz der 
Gleichheit in Verteilung der Staatslasten, so darf der Untertan dieser 
Ungerechtigkeit zwar Beschwerden (gravamina), aber keinen Widerstand 
entgegensetzen. |... .] 

Wider das gesetzgebende Oberhaupt des Staates gibt es also keinen 
rechtmäßigen Widerstand des Volks; denn nur durch Unterwerfung 
unter seinen allgemein-gesetzgebenden Willen ist ein rechtlicher Zustand 
möglich; also kein Recht des Aufstandes (seditio), noch weniger des 
Aufruhrs (rebellio), am allerwenigsten gegen ihn als einzelne Person 
(Monarch) unter dem Vorwande des Mißbrauch seiner Gewalt (tyrannis) 
Vergreifung an seiner Person, ja an seinem Leben (monarchomachismus 
sub specie tyrannicidii). Der geringste Versuch hiezu ist Hochverrat 
(proditio eminens), und der Verräter dieser Art kann als einer, der sein 
Vaterland umzubringen versucht (parricida), nicht minder als mit dem 
Tode bestraft werden. - Der Grund der Pflicht des Volks, einen, selbst 
den für unerträglich ausgegebenen Mißbrauch der obersten Gewalt 
dennoch zu ertragen, liegt darin: daß sein Widerstand wider die höchste 
Gesetzgebung selbst niemals anders als gesetzwidrig, ja als die ganze 
gesetzliche Verfassung zernichtend gedacht werden muß. Denn um zu 
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170 demselben befugt zu sein, müßte ein öffentliches Gesetz vorhanden sein, 
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welches diesen Widerstand des Volks erlaubte, d. i. die oberste Gesetzge- 
bung enthielte eine Bestimmung in sich, nicht die oberste zu sein und das 
Volk als Untertan in einem und demselben Urteile zum Souverän über 
den zu machen, dem es untertänig ist; welches sich widerspricht und 
wovon der Widerspruch durch die Frage alsbald in die Augen fällt: wer 
denn in diesem Streit zwischen Volk und Souverän Richter sein sollte 
(denn es sind rechtlich betrachtet doch immer zwei verschiedene morali- 
sche Personen); wo sich dann zeigt, daß das erstere es in seiner eigenen 
Sache sein will.* 

Eine Veränderung der (fehlerhaften) Staatsverfassung, die wohl biswei- 
len nötig sein mag, kann also nur vom Souverän selbst durch Reform, 
aber nicht vom Volk, mithin durch Revolution verrichtet werden, und 
wenn sie geschieht, so kann jene nur die ausübende Gewalt, nicht die 
gesetzgebende treffen. [....] 


Das Völkerrecht 
$ 53 


Die Menschen, welche ein Volk ausmachen, können als Landeseinge- 
borne nach der Analogie der Erzeugung von einem gemeinschaftlichen 
Elternstamm (congeniti) vorgestellt werden, ob sie es gleich nicht sind: 
dennoch aber in intellektueller und rechtlicher Bedeutung als von einer 
gemeinschaftlichen Mutter (der Republik) geboren gleichsam eine Fami- 
lie (gens, natio) ausmachen, deren Glieder (Staatsbürger) alle ebenbürtig 
sind und mit denen, die neben ihnen im Naturzustande leben möchten, 
als unedlen keine Vermischung eingehen, obgleich diese (die Wilden) 
ihrerseits sich wiederum wegen der gesetzlosen Freiheit, die sie gewählt 
haben, vornehmer dünken, die gleichfalls Völkerschaften, aber nicht 


* „Weil die Entthronung eines Monarchen doch auch als freiwillige Ablegung der 
Krone und Niederlegung seiner Gewalt mit Zurückgebung derselben an das 
Volk gedacht werden kann, aber auch als eine ohne Vergreifung an der höchsten 
Person vorgenommene Verlassung derselben, wodurch sie in den Privatstand 
versetzt werden würde, so hat das Verbrechen des Volkes, welches sie erzwang, 
doch noch wenigstens den Vorwand des Notrechts (casus necessitatis) für sich, 
niemals aber das mindeste Recht, ihn, das Oberhaupt, wegen der vorigen 
Verwaltung zu strafen: weil alles, was er vorher in der Qualität eines Oberhaupts 
tat, als äußerlich rechtmäßig geschehen angesehen werden muß und er selbst, als 
Quell der Gesetze betrachtet, nicht unrecht tun kann. Unter allen Gräueln einer 
Staatsumwälzung durch Aufruhr ist selbst die Ermordung des Monarchen noch 
nicht das ärgste; denn noch kann man sich vorstellen, sie geschehe vom Volk aus 
Frucht, er könne, wenn er am Leben bleibt, sich wieder ermannen und jenes die 
verdiente Strafe fühlen lassen, und solle also nicht eine Verfügung der Strafge- 
rechtigkeit, sondern bloß der Selbsterhaltung sein. Die formale Hinrichtung ist 
es, was die mit Ideen des Menschenrechts erfüllete Seele mit einem Schaudern 
ergreift, das man wiederholentlich fühlt, sobald und sooft man sich diesen 
Auftritt denkt, wie das Schicksal Karls I. oder Ludwigs XVI.“ (Anmerkung von 
Kant). 
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Staaten ausmachen. Das Recht der Staaten in Verhältnis zueinander 
[welches nicht ganz richtig im Deutschen das Völkerrecht genannt wird, 
sondern vielmehr das Staatenrecht (ius publicum civitatum) heißen sollte] 
zoo ist nun dasjenige, was wir unter dem Namen des Völkerrechts zu 
betrachten haben: wo ein Staat, als eine moralische Person, gegen einen 
anderen im Zustande der natürlichen Freiheit, folglich auch dem des 
beständigen Krieges betrachtet, teils das Recht zum Kriege, teils das im 
Kriege, teils das, einander zu nötigen, aus diesem Kriegszustande heraus- 
zugehen, mithin eine den beharrlichen Frieden gründende Verfassung, 
d.ı. das Recht nach dem Kriege, zur Aufgabe macht, und führt nur das 
Unterscheidende von dem des Naturzustandes einzelner Menschen oder 
Familien (im Verhältnis gegeneinander) von dem der Völker bei sich, daß 
im Völkerrecht nicht bloß ein Verhältnis eines Staats gegen den anderen 
210 im Ganzen, sondern auch einzelner Personen des einen gegen einzelne 
des anderen, imgleichen gegen den ganzen anderen Staat selbst in 
Betrachtung kommt; welcher Unterschied aber vom Recht einzelner im 
bloßen Naturzustande nur solcher Bestimmungen bedarf, die sich aus 
dem Begriffe des letzteren leicht folgern lassen. 
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Die Elemente des Völkerrechts sind: 1) daß Staaten, im äußersten 
Verhältnis gegeneinander betrachtet, (wie gesetzlose Wilde) von Natur in 
einem nicht-rechtlichen Zustande sind; 2) daß dieser Zustand ein 
Zustand des Krieges (des Rechts des Stärkeren), wenngleich nicht wirkli- 

20 cher Krieg und immerwährende wirkliche Befehdung (Hostilität) ist, 
welche (indem sie es beide nicht besser haben wollen), obzwar dadurch 
keinem von dem anderen unrecht geschieht, doch an sich selbst im 
höchsten Grade unrecht ist, und aus welchem die Staaten, welche 
einander benachbart sind, auszugehen verbunden sind; 3) daß ein Völ- 

225 kerbund nach der Idee eines ursprünglichen gesellschaftlichen Vertrages 
notwendig ist, sich zwar einander nicht in die einheimische Mißhellig- 
keiten derselben zu mischen, aber doch gegen Angriffe der äußeren zu 
schützen; 4) daß die Verbindung doch keine souveräne Gewalt (wie in 
einer bürgerlichen Verfassung), sondern nur eine Genossenschaft (Föde- 
ralität) enthalten müsse; eine Verbündung, die zu aller Zeit aufgekündigt 
werden kann, mithin von Zeit zu Zeit erneuert werden muß, - ein Recht 
in subsidium eines anderen und ursprünglichen Rechts, den Verfall in 
den Zustand des wirklichen Krieges derselben untereinander von sich 
abzuwehren (foedus Amphictyonum). 
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Bei jenem ursprünglichen Rechte zum Kriege freier Staaten gegenein- 
ander im Naturzustande (um etwa einen dem rechtlichen sich annähern- 
den Zustand zu stiften) erhebt sich zuerst die Frage: welches Recht hat 
der Staat gegen seine eigene Untertanen, sie zum Kriege gegen andere 
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Staaten zu gebrauchen, ihre Güter, ja ihr Leben dabei aufzuwenden oder 
aufs Spiel zu setzen; so daß es nicht von dieser ihrem eigenen Urteil 
abhängt, ob sie in den Krieg ziehen wollen oder nicht, sondern der 
Oberbefehl des Souveräns sie hineinschicken darf? 

Dieses Recht scheint sich leicht dartun zu lassen; nämlich aus dem 
Rechte, mit dem Seinen (Eigentum) zu tun, was man will. Was jemand 
aber der Substanz nach selbst gemacht hat, davon hat er ein unbestritte- 
nes Eigentum. - Hier ist also die Deduktion, so wie sie ein bloßer Jurist 
abfassen würde. [....] 

So wie man nun von Gewächsen (z.B. den Kartoffeln) und von 
Haustieren, weil sie, was die Menge betrifft, ein Machwerk der Men- 
schen sind, sagen kann, daß man sie gebrauchen, verbrauchen und 
verzehren (töten lassen) kann: so, scheint es, könne man auch von der 
obersten Gewalt im Staat, dem Souverän, sagen, er habe das Recht, seine 
Untertanen, die dem größten Teil nach sein eigenes Produkt sind, in den 
Krieg wie auf eine Jagd und zu einer Feldschlacht wie auf eine Lustpartie 
zu führen. 

Dieser Rechtsgrund aber (der vermutlich den Monarchen auch dunkel 
vorschweben mag) gilt zwar freilich in Ansehnung der Tiere, die ein 
Eigentum des Menschen sein können, will sich aber doch schlechterdings 
nicht auf den Menschen, vornehmlich als Staatsbürger, anwenden lassen, 
der im Staat immer als mitgesetzgebendes Glied betrachtet werden muß 
(nicht bloß als Mittel, sondern auch zugleich als Zweck an sich selbst), 
und der also zum Kriegführen nicht allein überhaupt, sondern auch zu 
jeder besondern Kriegserklärung vermittelst seiner Repräsentanten seine 
freie Beistimmung geben muß, unter welcher einschränkenden Bedin- 
gung allein der Staat über seinen gefahrvollen Dienst disponieren kann. 

Wir werden also wohl dieses Recht von der Pflicht des Souveräns 
gegen das Volk (nicht umgekehrt) abzuleiten haben; wobei dieses dafür 
angesehen werden muß, daß es seine Stimme dazu gegeben habe, in 
welcher Qualität es, obzwar passiv (mit sich machen läßt), doch auch 
selbstättig ist und den Souverän selbst vorstellt. 
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Im natürlichen Zustande der Staaten ist das Recht zum Kriege (zu 
Hostilitäten) die erlaubte Art, wodurch ein Staat sein Recht gegen einen 
anderen Staat verfolgt, nämlich, wenn er von diesem sich läden glaubt, 
durch eigene Gewalt: weil es durch einen Prozeß (als durch den allein die 
Zwistigkeiten im rechtlichen Zustande ausgeglichen werden) in jenem 
Zustande nicht geschehen kann. - Außer der tätigen Verletzung (der 
ersten Aggression, welche von der ersten Hostilität unterschieden ist) ist 
es die Bedrohung. Hierzu gehört entweder eine zuerst vorgenommene 
Zurüstung, worauf sich das Recht des Zuvorkommens (ius praeventionis) 
gründet, oder auch bloß die fürchterlich (durch Ländererwerbung) 
anwachsende Macht (potentia tremenda) eines anderen Staats. Diese ist 
eine Läsion des Mindermächtigen bloß durch den Zustand vor aller Tat 
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des Übermächtigen, und im Naturzustande ist dieser Angriff allerdings 
rechtmäßig. Hierauf gründet sich also das Recht des Gleichgewichts aller 
einander tätig berührenden Staaten. 

Was die tätige Verletzung betrifft, die ein Recht zum Kriege gibt, so 
gehört dazu die selbstgenommene Genugtuung für die Beleidigung des 
einen Volks durch das Volk des anderen Staats, die Wiedervergeltung 
(retorsio), ohne eine Erstattung (durch friedliche Wege) bei dem anderen 
Staate zu suchen, womit der Förmlichkeit nach dem Ausbruch des 
Krieges ohne vorhergehende Aufkündigung des Friedens (Kriegsankün- 
digung) eine Ähnlichkeit hat: weil, wenn man einmal ein Recht im 
Kriegszustande finden will, etwas Analogisches mit einem Vertrag ange- 
nommen werden muß, nämlich Annahme der Erklärung des anderen 
Teils, daß beide ihr Recht auf diese Art suchen wollen. 


557 


Das Recht im Kriege ist gerade das im Völkerrecht, wobei die meiste 
Schwierigkeit ist, um sich auch nur einen Begriff davon zu machen und 
ein Gesetz in diesem gesetzlosen Zustande zu denken (inter arma silent 
leges), ohne sich selbst zu widersprechen; es müßte denn dasjenige sein: 
den Krieg nach solchen Grundsätzen zu führen, nach welchen es immer 
noch möglich bleibt, aus jenem Naturzustande der Staaten (im äußeren 
Verhältnis gegeneinander) herauszugehen und in einen rechtlichen zu 
treten. 

Kein Krieg unabhängiger Staaten gegeneinander kann ein Strafkrieg 
(bellum punitivum) sein. Denn Strafe findet nur im Verhältnisse eines 
Obern (imperantis) gegen den Unterworfenen (subditum) statt, welches 
Verhältnis nicht das der Staaten gegeneinander ist. [... .] 
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Das Recht nach dem Kriege, d. i. im Zeitpunkte des Friedensvertrages 
und in Hinsicht auf die Folgen desselben, besteht darin: der Sieger macht 
die Bedingungen, über die mit dem Besiegten übereinzukommen und 
zum Friedensschluß zu gelangen Traktaten gepflogen werden? und zwar 
nicht gemäß irgendeinem vorzuschützenden Recht, was ihm wegen der 
vorgeblichen Läsion seines Gegners zustehe, sondern, indem er diese 
Frage auf sich beruhen läßt, sich stützend auf seine Gewalt. Daher kann 
der Überwinder nicht auf Erstattung der Kriegskosten antragen, weil er 
den Krieg seines Gegners alsdann für ungerecht ausgeben müßte: son- 
dern ob er sich gleich dieses Argument denken mag, so darf er es doch 


5 Traktat, gewöhnlich wissenschaftliche oder religiöse Abhandlung bzw. Flug- 
schrift, bedeutet auch Verhandlung oder zwischenstaatlicher Vertrag (vgl. auch 
Anmerkung 21 zum Hegeltext). An dieser Stelle gebraucht Kant die Kollokation 
„Traktaten pflegen“ im Sinne von: Verhandlungen führen. 
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nicht anführen, weil er ihn sonst für einen Bestrafungskrieg erklären und 

so wiederum eine Beleidigung ausüben würde. Hiezu gehört auch die 

(auf keinen Loskauf zu stellende) Auswechselung der Gefangenen, ohne 
325 auf Gleichheit der Zahl zu schen. 

Der überwundene Staat oder dessen Untertanen verlieren durch die 
Eroberung des Landes nicht ihre staatsbürgerliche Freiheit, so daß jener 
zur Kolonie, diese zu Leibeigenen abgewürdigt würden; denn sonst wäre 
es ein Strafkrieg gewesen, der an sich selbst widersprechend ist. [... .] 


30 $ 59 


Das Recht des Friedens ist 1) das im Frieden zu sein, wenn in der 
Nachbarschaft Krieg ist, oder das der Neutralität; 2) sich die Fortdauer 
des geschlossenen Friedens zusichern zu lassen, d.i. das der Garantie; 
3) zu wechselseitiger Verbindung (Bundesgenossenschaft) mehrerer Staa- 
ten, sich gegen alle äußere oder innere etwaige Angriffe gemeinschaftlich 
zu verteidigen; nicht ein Bund zum Angreifen und innerer Vergröße- 
rung. 
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Das Recht eines Staats gegen einen ungerechten Feind hat keine 
Grenzen (wohl zwar der Qualität, aber nicht der Quantität, d.i. dem 
Grade nach), d.i. der beeinträchtigte Staat darf sich zwar nicht aller 
Mittel, aber doch der an sich zulässigen in dem Maße bedienen, um das 
Seine zu behaupten, als er dazu Kräfte hat. - Was ist aber nun nach 
Begriffen des Völkerrechts, in welchem wie überhaupt im Naturzustande 
315 ein jeder Staat in seiner eigenen Sache Richter ist, ein ungerechter Feind? 

Es ist derjenige, dessen öffentlich (es sei wörtlich oder tätlich) geäußerter 
Wille eine Maxime verrät, nach welcher, wenn sie zur allgemeinen Regel 
gemacht würde, kein Friedenszustand unter Völkern möglich, sondern 
der Naturzustand verewigt werden müßte. Dergleichen ist die Verlet- 
3so zung öffentlicher Verträge, von welcher man voraussetzen kann, daß sie 
die Sache aller Völker betrifft, deren Freiheit dadurch bedroht wird, und 
die dadurch aufgefordert werden, sich gegen einen solchen Unfug zu 
vereinigen und ihm die Macht dazu zu nehmen; — aber doch auch nicht, 
um sich in sein Land zu teilen, einen Staat gleichsam auf der Erde 

355 verschwinden zu machen; denn das wäre Ungerechtigkeit gegen das 
Volk, welches sein ursprüngliches Recht, sich in ein gemeines Wesen zu 
verbinden, nicht verlieren kann, sondern es eine neue Verfassung anneh- 
men zu lassen, die ihrer Natur nach der Neigung zum Kriege ungünstig 
ist. 

360 Übrigens ist der Ausdruck eines ungerechten Feindes im Naturzustan- 
de pleonastisch; denn der Naturzustand ist selbst ein Zustand der 
Ungerechtigkeit. Ein gerechter Feind würde der sein, welchem meiner- 
seits zu widerstehen ich unrecht tun würde; dieser würde aber alsdann 
auch nicht mein Feind sein. 
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Daß der „ewige Frieden“ eine praktisch unausführbare I: dee bleibt, entbin- 
det die Staaten nicht von der Pflicht, einen Staatenverein wenigstens zur 
Sicherung eines regionalen Friedenszustandes zu bilden. 

Man kann einen solchen Verein einiger Staaten, um den Frieden zu 
erhalten, den permanenten Staatenkongreß nennen, zu welchem sich zu 
gesellen jedem benachbarten unbenommenen bleibt; dergleichen (wenig- 
stens was die Förmlichkeiten des Völkerrechts in Absicht auf Erhaltung 
des Friedens betrifft) in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts in der 
Versammlung der Generalstaaten im Haag noch stattfand; wo die Mini- 
ster der meisten europäischen Höfe und selbst der kleinsten Republiken 
ihre Beschwerden über die Befehldungen, die einem von dem anderen 
widerfahren waren, anbrachten und so sich ganz Europa als einen 
einzigen förderierten Staat dachten, den sie in jener ihren öffentlichen 
Streitigkeiten gleichsam als Schiedsrichter annahmen, statt dessen später- 
hin das Völkerrecht bloß in Büchern übriggeblieben, aus Kabinetten aber 
verschwunden oder nach schon verübter Gewalt in Form der Deduktio- 
nen® der Dunkelheit der Archive anvertraut worden ist. 

Unter einem Kongreß wird hier aber nur eine willkürliche, zu aller 
Zeit ablösliche Zusammentretung verschiedener Staaten, nicht eine sol- 
che Verbindung, welche (so wie die der amerikanischen Staaten) auf 
einer Staatsverfassung gegründet und daher unauflöslich ist, verstanden; 
- durch welchen allein die Idee eines zu errichtenden öffentlichen Rechts 
der Völker, ihre Streitigkeiten auf zivile Art, gleichsam durch einen 
Prozeß, nicht auf barbarische (nach Art der Wilden), nämlich durch 
Krieg, zu entscheiden, realisiert werden kann. 


Das Weltbürgerrecht 
562 


Diese Vernunftidee einer friedlichen, wenngleich noch nicht freund- 
schaftlichen, durchgängigen Gemeinschaft aller Völker auf Erden, die 
untereinander in wirksame Verhältnisse kommen können, ist nicht etwa 
philanthropisch (ethisch), sondern ein rechtliches Prinzip. Die Natur hat 
sie alle zusammen (vermöge der Kugelgestalt ihres Aufenthalts, als globus 
terraqueus) in bestimmte Grenzen eingeschlossen; und da der Besitz des 
Bodens, worauf der Erdenbewohner leben kann, immer nur als Besitz 
von einem Teil eines bestimmten Ganzen, folglich als ein solcher, auf den 
jeder derselben ursprünglich ein Recht hat, gedacht werden kann: so 
stehen alle Völker ursprünglich in einer Gemeinschaft des Bodens, nicht 


* Während in der praktischen Politik der Kabinette Bestimmungen des internatio- 
nalen Rechts keine Rolle mehr spielen, tut man diesem allenfalls insofern 
Genüge, als man sich bemüht, wenigstens hinterdrein „Deduktionen“, also 
herleitende Nachweise der Legitimität des kriegerisch geltend gemachten 
Rechtsanspruchs schriftlich zu fixieren und diese für alle Fälle in Archiven 
aufzubewahren. 
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aber der rechtlichen Gemeinschaft des Besitzes (communio) und hiermit 
des Gebrauchs oder des Eigentums an demselben, sondern der physi- 
schen möglichen Wechselwirkung (commercium), d.i. in einem durch- 
gängigen Verhältnisse eines zu allen anderen, sich zum Verkehr unterein- 
ander anzubieten, und haben ein Recht, den Versuch mit demselben zu 
machen, ohne daß der Auswärtige ihm darum als einem Feind zu 
begegnen berechtigt wäre. - Dieses Recht, sofern es auf die mögliche 
Vereinigung aller Völker in Absicht auf gewisse allgemeine Gesetze ihres 
möglichen Verkehrs geht, kann das weltbürgerliche (ius cosmopoliticum) 
genannt werden. 

Meere können Völker aus aller Gemeinschaft miteinander zu setzen 
scheinen, und dennoch sind sie vermittelst der Schiffahrt gerade die 
glücklichsten Naturanlagen zu ihrem Verkehr, welcher, je mehr es 
einander nahe Küsten gibt (wie die des mittelländischen), nur desto 
lebhafter sein kann, deren Besuchung gleichwohl, noch mehr aber die 
Niederlassung auf denselben, um sie mit dem Mutterlande zu verknüp- 
fen, zugleich die Veranlassung dazu gibt, daß Übel und Gewalttätigkeit 
an einem Orte unseres Globus an allen gefühlt wird. Dieser mögliche 
Mißbrauch kann aber das Recht des Erdbürgers nicht aufheben, die 
Gemeinschaft mit allen zu versuchen und zu diesem Zweck alle Gegen- 
den der Erde zu besuchen, wenn es gleich nicht ein Recht der Ansiede- 
lung auf dem Boden eines anderen Volks (ius incolatus) ist, als zu 
welchem ein besonderer Vertrag erfordert wird. 

Es frägt sich aber: ob ein Volk in neuentdeckten Ländern eine 
Anwohnung (accolatus) und Besitznechmung in der Nachbarschaft eines 
Volks, das in einem solchen Landstriche schon Platz genommen hat, 
auch ohne seine Einwilligung unternehmen dürfe. - 

Wenn Anbauung in solcher Entlegenheit vom Sitz des ersteren 
geschieht, daß keines derselben im Gebrauch seines Bodens dem anderen 
Eintrag tut, so ist das Recht dazu nicht zu bezweifeln; wenn es aber 
Hirten- oder Jagdvölker sind (wie die Hottentotten, Tungusen und die 
meisten amerikanischen Nationen), deren Unterhalt von großen öden 
Landstrecken abhängt, so würde dies nicht mit Gewalt, sondern nur 
durch Vertrag, und selbst dieser nicht mit Benutzung der Unwissenheit 
jener Einwohner in Ansehung der Abtretung solcher Ländereien gesche- 
hen können; obzwar die Rechtfertigungsgründe scheinbar genug sind, 
daß eine solche Gewalttätigkeit zum Weltbesten gereiche; teils durch 
Kultur roher Völker teils zur Reinigung seines eigenen Landes von 
verderbten Menschen und gehoffter Besserung derselben oder ihrer 
Nachkommenschaft in einem anderen Weltteile (wie in Neuholland); 
denn alle diese vermeintlich gute Absichten können doch den Flecken 
der Ungerechtigkeit in den dazu gebrauchten Mitteln nicht abwaschen. - 
Wendet man hiegegen ein: daß bei solcher Bedenklichkeit, mit der 
Gewalt den Anfang zu Gründung eines gesetzlichen Zustandes zu 
machen, vielleicht die ganze Erde noch in gesetzlosem Zustande sein 
würde: so kann das ebensowenig jene Rechtsbedingung aufheben als der 
Vorwand der Staatsrevolutionisten, daß es auch, wenn Verfassungen 
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verunartet sind, dem Volke zustehe, sie mit Gewalt umzuformen und 
überhaupt einmal für allemal ungerecht zu sein, um nachher die Gerech- 
tigkeit desto sicherer zu gründen und aufblühen zu machen. 


Beschluß 

[.. .] Nun spricht die moralisch-praktische Vernunft in uns ihr unwi- 
derstehliches Veto aus: Es soll kein Krieg sein; weder der, welcher 
zwischen Mir und Dir im Naturzustande noch zwischen uns als Staaten, 
die, obzwar innerlich im gesetzlichen, doch äußerlich (in Verhältnis 
gegeneinander) im gesetzlosen Zustande sind; - denn das ist nicht die 
Art, wie jedermann sein Recht suchen soll. Also ist nicht mehr die Frage: 
ob der ewige Friede ein Ding oder Unding sei und ob wir uns nicht in 
unserem theoretischen Urteile betrügen, wenn wir das erstere annehmen, 
sondern wir müssen so handeln, als ob das Ding sei, was vielleicht nicht 
ist, auf Begründung desselben und diejenige Konstitution, die uns dazu 
die tauglichste scheint (vielleicht den Republikanism aller Staaten samt 
und sonders) hinwirken, um ihn herbeizuführen und dem heillosen 
Kriegführen, worauf als den Hauptzweck bisher alle Staaten ohne 
Ausnahme ihre innere Anstalten gerichtet haben, ein Ende zu machen. 
Und wenn das letztere, was die Vollendung dieser Absicht betrifft, auch 
immer ein frommer Wunsch bliebe, so betrügen wir uns doch gewiß 
nicht mit der Annahme der Maxime, dahin unablässig zu wirken; denn 
diese ist Pflicht; das moralische Gesetz aber in uns selbst betrüglich 
anzunehmen, würde den Abscheu erregenden Wunsch hervorbringen, 
lieber aller Vernunft zu entbehren und sich seinen Grundsätzen nach mit 
den übrigen Tierklassen in einen gleichen Mechanism der Natur gewor- 
den anzusehen. R 

Man kann sagen, daß diese allgemeine und fortdauernde Friedensstif- 
tung nicht bloß einen Teil, sondern den ganzen Endzweck der Rechtsleh- 
re innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft ausmache; denn der 
Friedenszustand ist allein der unter Gesetzen gesicherte Zustand des 
Mein und Dein in einer Menge einander benachbarter Menschen, mithin 
die in einer Verfassung zusammen sind, deren Regel aber nicht von der 
Erfahrung derjenigen, die sich bisher am besten dabei gefunden haben, 
als einer Norm für andere, sondern die durch die Vernunft a priori von 
dem Ideal einer rechtlichen Verbindung der Menschen unter öffentlichen 
Gesetzen überhaupt hergenommen werden muß, weil alle Beispiele (als 
die nur erläutern, aber nichts beweisen können) trüglich sind und so 
allerdings einer Metaphysik bedürfen, deren Notwendigkeit diejenigen, 
die dieser spotten, doch unvorsichtigerweise selbst zugestehen, wenn sie 
z. B., wie sie oft tun, sagen: „Die beste Verfassung ist die, wo nicht die 
Menschen, sondern die Gesetze machthabend sind.“ Denn was kann 
mehr metaphysisch sublimiert sein als eben diese Idee, welche gleich- 
wohl nach jener ihrer eigenen Behauptung die bewährteste objektive 
Realität hat, die sich auch in vorkommenden Fällen leicht darstellen läßt, 
und welche allein, wenn sie nicht revolutionsmäßig durch einen Sprung, 
d.i. durch gewaltsame Umstürzung einer bisher bestandenen fehlerhaf- 
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ten - (denn da würde sich zwischeninne ein Augenblick der Vernichtung 
alles rechtlichen Zustandes ereignen), sondern durch allmähliche Reform 
nach festen Grundsätzen versucht und durchgeführt wird, in kontinuier- 
licher Annäherung zum höchsten politischen Gut, zum ewigen Frieden, 
hinleiten kann. 
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